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Von André Fischer

Mit großer Mehrheit genehmigten
gestern die Stadträte den rund
zwei Milliarden schweren
städtischen Haushalt. Dagegen
waren Grüne, Linke, Linke Liste,
die BIA, die Guten und ein
Stadtrat von der ÖDP. Neue
Schulden müssen in Höhe von
39,8 Millionen Euro gemacht
werden. Kämmerer Harald Riedel
will in den nächsten vier Jahren
1,43 Milliarden Euro in Schulen,
Kindertagesstätten, Sanierung
von Brücken und den Neubau
einer Sporthalle im Tillypark, der
allein auf 25 Millionen Euro
geschätzt wird, stecken.

Dabei hatte die Stadt noch Glück: Die
Einnahmen aus der Gewerbesteuer,
lagen im August noch bei 440 Millio-
nen Euro. Derzeit sind es 480 Millio-
nen Euro, das entspricht fast dem
Planansatz. Dass die Stadt in den ver-
gangenen Jahren trotz guter Konjunk-
tur kaum Schulden abgebaut hat und
auch in den nächsten Jahren mit
einer leichten Neuverschuldung rech-
net, liegt laut Riedel an den hohen
Investitionen, um die Infrastruktur
wie Schulen auf ein modernes
Niveau zu heben: 2020 ist geplant,
366 Millionen in Neubauten und
Sanierungen zu stecken. Bis 2030 sol-
len insgesamt vier Milliarden Euro
investiert werden.

Neu in den Haushalt schafften es
zuletzt noch die Kleingartenanlage
Ideal (2,7 Millionen Euro), die Kinder-
tagesstätte Grünewaldstraße (11,5
Millionen Euro), die Generalsanie-
rung des Jamnitzerplatzes (2,3 Millio-
nen Euro) und das neue Feuerwehrge-
rätehaus in Katzwang (6,2 Millionen
Euro). Enthalten sind auch die ersten
größeren Finanzierungstranchen für
den kreuzungsfreien Ausbau des
Frankenschnellwegs.

Riedel führt
die Grünen vor

Die Debatte stand ganz im Zeichen
der Verkehrswende. Alle wollen den
ÖPNV mehr fördern und mehr Fahr-
radwege bauen. Doch beim Geld
unterscheiden sie sich. Achim Mletz-
ko warf SPD und CSU vor, zu zaghaft
die Verkehrswende in Nürnberg
anzugehen: „Man kann nicht nur bei
Fridays for Future mitlaufen. Man
muss auch handeln.“ Die Mittel für
den Radwegeausbau wollten die Grü-
nen deshalb von derzeit etwas über
elf Millionen auf 36 Millionen Euro
für die nächsten vier Jahr erhöhen.

SPD und CSU plädierten dagegen
dafür, das Radfahrbudget 2021 von
3,5 Millionen Euro auf fünf Millio-
nen, 2022 auf sieben Millionen und
erst ab 2023 auf zehn Millionen Euro
aufzustocken, weil es derzeit nicht
genügend Pläne gibt, das Geld auszu-
geben. Auch die ÖDP forderte einen
stärkeren Anstieg des Fahrradetats.

Die Grünen wollten aber auch
noch andere Projekte mit viel Geld
unterlegen: Förderung der
Fußgängerinfrastruktur, Abwrackprä-
mie für Zweitakter, mehr Geld für die
energetische Sanierung der städti-
schen Liegenschaften, Förderpro-
gramm Heizungsaustausch, höhere
Zuschüsse für den ÖPNV, damit die
Ticketpreise stabil bleiben. Als Gegen-
finanzierung forderten sie, dass der
kreuzungsfreie Ausbau des Franken-
schnellwegs aufgegeben wird.

Kämmerer Riedel rechnete dann
vor, dass der städtische Ergebnishaus-
halt bis 2023 um 56 Millionen Euro
durch die Grünen-Forderungen
mehr belastet wird, auch wenn der
Frankenschnellweg nicht ausgebaut
wird. „Der Haushalt ist dann nicht
mehr genehmigungsfähig“, so Rie-
del. Die SPD-Fraktionsvorsitzende
Anja Prölß-Kammerer warf den Grü-
nen vor, sich mit Millionenforderun-
gen profilieren zu wollen.

Auch die ÖDP, die Linke und Linke
Liste wollten den Frankenschnellweg
kippen. Die frei werdenden Gelder

sollten für die flächendeckende Ein-
führung eines 365-Euro-Jahres-
tickets verwendet werden. Der CSU-
Fraktionsvorsitzende Marcus König
warf den Grünen vor, sich mit ihrer
ablehnenden Haltung gegenüber
dem Haushalt vor der „politischen
Verantwortung zu drücken“.

In ihrer Rede verwies Prölß-Kam-
merer auf die lange Liste an Projek-
ten, die mehr Grün in die Stadt
gebracht haben und bringen. Aus-
drücklich hoben sie und König die
Leistungen des Umweltreferenten
Peter Pluschke hervor, der Mitglied
der Grünen ist.

Demonstrativ lobten König und
Prölß-Kammerer ihre Zusammenar-
beit in der Rathauskooperation. Bei-
de waren sich einig, dass die Einfüh-
rung eines 365-Euro-Jahrestickets
von den Zuschüssen von Bund und
Land abhängen. Beide Parteien
waren sich auch einig, zwei neue Stel-
len für die Baumschutzkontrolle und

drei für die -bewässerung zu geneh-
migen. FDP-Stadtrat Alexander Lie-
bel warf ein, dass man angesichts der
Risiken bei den Steuereinnahmen
nicht alles finanzieren könne, was
man möchte. Jürgen Dörfler von den
Freien Wählern stimmte dem Haus-
halt zu, vermisste aber ein ökonomi-
sches Leuchtturmprojekt. Titus
Schüller von den Linken kündigte an,
dass seine Partei Bürgerbegehren
zum Radfahren unterstützen wird,
um Druck aufzubauen.

CSU und SPD setzten auch kleinere
Schwerpunkte. Die CSU will Lastenrä-
der stärker fördern und eine Stelle
schaffen, die dabei hilft, Dachböden
auszubauen und Fassaden zu begrü-
nen. Städtische Dienstleistungen sol-
len auch in Sparkassen angeboten
werden. Die SPD möchte das Ehren-
amt stärken. Jan Gehrke (ÖDP) konn-
te sich mit seinem Wunsch, die Stelle
eines Radfahrbeauftragten beim OB
anzusiedeln, nicht durchsetzen.

Bis 2030 sollen über vier Milliarden Euro in die städtische Infrastruktur
gesteckt werden. Bis 2023 sind es 1,43 Milliarden Euro.

Die Stadtratsperiode neigt sich
nach fünfeinhalb Jahren dem
Ende entgegen. Die letzten Haus-
haltsberatungen dieses Stadt-
rats waren vom Abschiedneh-
men geprägt: Der Tonfall der
Debatte blieb bei allen Gegen-
sätzen moderat.

Die Grünen wiesen mit sehr
viel Selbstbewusstsein auf die
Defizite im Umweltbereich hin
und mussten sich dann von CSU

und SPD vorhalten lassen, dass
Umweltreferent Peter Pluschke,
der Mitglied der Grünen ist,
wirklich sehr gute Arbeit geleis-
tet habe. Ein peinlicher Vorgang
aus wahltaktischen Gründen,
den eigenen Referenten hängen-
zulassen.

Die Grünen brachten ein eige-
nes Antragspaket ein, das millio-
nenschwere Förderprogramme
für noch mehr Grün, Radwege,
Nachpflanzungen von Bäumen,
Austausch von Heizungen und
für die klimaneutrale Sanierung
von städtischen Gebäuden für
die nächsten vier Jahre vorsah.
Damit der Haushalt nicht aus
dem Ruder läuft, sollte dafür der
kreuzungsfreie Ausbau des Fran-
kenschnellwegs geopfert wer-
den.

Auch die ÖDP, Linke und Lin-
ke Liste wollten zugunsten ihrer
sozialen und ökologischen Pro-
jekte den Frankenschnellweg
aufgeben. Kämmerer Harald Rie-
del rechnete vor, dass der städ-
tische Ergebnishaushalt ohne
Frankenschnellweg aber mit den
Grünen-Projekten eine Mehr-
belastung bis 2023 in Höhe von
56 Millionen Euro hätte: Dieser
Haushalt wäre dann nicht mehr
genehmigungsfähig. Außerdem
würden Staus und die trennende
Wirkung des Frankenschnell-
wegs weiter bestehen bleiben.
 André Fischer

Bei den Beratungen zum Haushalt waren auch viele Bürger anwesend und hörten von der Empore aus zu.
Unten diskutierten die Mitglieder des Stadtrats.
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Zu den Haushaltsberatungen
gehört immer auch ein dicker
Block von Änderungsanträgen.
Große Diskussionen darüber
blieben aus, vieles ist im Vorfeld
schon abgestimmt worden. Mehr
Geld als im Entwurf vorgesehen
gibt es zum Beispiel für
Kulturprojekte.

Eine ganze Reihe von altgedienten
Stadträten werden bei den nächsten
Haushaltsberatungen fehlen, weil sie
zur Kommunalwahl 2020 nicht mehr
antreten. Zu ihnen gehört Stephan
Grosse-Grollmann, der für die Wäh-
lergemeinschaft „Die Guten“ seit
1996 im Stadtrat sitzt. Trotzdem ver-
tritt er seine Anliegen mit einiger
Hartnäckigkeit, manche seit Jahren.
Wenn auch vergebens. So fällt etwa
seine Forderung, den Straßenraum
zurückzubauen, um mehr Platz für
Grün zu schaffen, bei den anderen
Räten durch.

Immerhin hat Grosse-Grollmann
mit seinem Wunsch nach einem
Weiterbau der Straßenbahnlinie von

Gibitzenhof nach Kornburg die Sym-
pathien auf seiner Seite. „Das Vorha-
ben würde viele unserer Probleme
beseitigen“, sagt Oberbürgermeister
Ulrich Maly. „Aber heute ist das noch
nicht machbar. Deshalb lehnen wir
den Antrag mit Bedauern ab.“ Maly
hofft auf neue Signale aus Berlin.
Wie berichtet gilt die Trasse derzeit
als nicht förderfähig. Das könnte sich
ändern, wenn der Bund die Kriterien
überarbeitet.

SPD und CSU haben derweil keine
Mühe, ihre Anliegen durchzusetzen.
Zum Beispiel: 1000 Euro gibt es für
eine Veranstaltung, bei der die ehren-
amtlichen Schülerlotsen gewürdigt
werden. 10 000 Euro mehr als ge-
plant bekommen Grund-, Mittel- und
Förderschulen auf Antrag der CSU für
Projekte, die Identität und Integrati-
on fördern – damit sind es dann ins-
gesamt 261 000 Euro. Im Entwurf des
Kämmerers standen 251 000 Euro.

Auf Antrag der SPD wird das Nürn-
berger Institut für NS-Forschung und
jüdische Geschichte des 20. Jahrhun-
derts mit 25 000 Euro gefördert. Dage-

gen stimmen nur die beiden Vertre-
ter der Bürgerinitiative Ausländer-
stopp (BIA).

Mehr Geld als im Haushaltsent-
wurf vorgesehen gibt es auch für das
Nürnberg Pop Festival – nämlich
22 222 statt 12 222 Euro. Dafür ein-
gesetzt haben sich Grüne und CSU.
Die Linke hatte eine Erhöhung des
Zuschusses um 37 778 auf 50 000
Euro beantragt, jedoch ohne Erfolg.

Gemeinsam setzen CSU und SPD
mehr Geld für das Internationale
Frauencafé durch, nämlich ein Plus
von 11 000 Euro für das EU-Projekt
„Rosa Asyl“, das sich um die Belange
homosexueller Flüchtlinge küm-
mert. „Es ist überaus wichtig, dass
diese Menschen einen besonderen
Schutz bekommen“, betont Max Höf-
kes von der CSU.

Thorsten Brehm (SPD) erinnert die
Räte daran, dass sie einen MIP mit
Investitionen auf einem Rekord-
niveau von 1,4 Milliarden Euro verab-
schieden. „Das ist der Aufwand für
eine wachsende Stadt. Raum für Son-
derwünsche gibt es wenig.“ gs

Städtischer Haushalt mit großer Mehrheit genehmigt

Rekordsummen für Investitionen
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Geplante Investitionen bis 2030

Quelle: Referat für Finanzen, Personal und IT Organisation, Stadt Nürnberg

1,05 Mrd.€
Fianzierungsdefizit

1,191 Mio.€
Investitionen in

Schulden

304 Mio.€
Investitionen in
den ÖPNV

765 Mio.€
Investitionen in

Straßen/
Stadtentwicklung

404 Mio. €
Investitionen in
Kinderbetreuung

238 Mio.€
Investitionen in

Brücken

610 Mio.€
Investitionen in Kultur,
Sport und Freizeit

Frankenschnellweg

Die Grünen
rechnen falsch

Wieder jede Menge Änderungsanträge

„Raum für Sonderwünsche gibt es wenig“

Deryz-Kommentar

®INVENTUR-
ABVERKAUF! DAS FEINE MARKEN MÖBELHAUS

FÜRTH POPPENREUTH
WWW.HUELS.DE

An jedem 1. Sonntag im Monat ist
Schautag von 13:00 bis 16:30 Uhr!
Besuchen Sie uns!

... und viele mehr!
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Wir erweitern unser Sortiment und machen Platz für
Neues! Jetzt Markenmöbel-Schnäppchen sichern!
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